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Hinterlegungsordnung

Inkrafttreten: 01.07.1964

Zuletzt geandert durch: zuletzt geandert durch Artikel 1 § 59 des Gesetzes vom
04.12.2001 (Brem.GBI. S. 393)

Fundstelle: RGBI. | 1937, 285

Gliederungsnummer: 300-e-1

G aufgeh. durch Art. 3 Abs. 2 des Gesetzes vom 31. August.2010(Brem.GBI. S. 458)

FuRnoten

1) aufgenommen BGBI. Il Folge 60 300-15; hach Ansicht d. LAnderkommission z.
Rechtsbereinigung tiberwiegend kein Bundesrecht. 88 3, 7 Abs. 1 u. 2 Satz 3, 8§ 9
Abs. 1 u. 88 18-23 moglicherweise Bundesrecht. Diese Vorschriften sind daher nicht
geéandert. Da eine Trennung in Bundesrecht u. Landesrecht nicht mdglich ist, wurde
d. ganze Hinterlegungsordnung aufgenommen

Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkiindet wird:

Erster Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

81

(1) Hinterlegungsgeschéfte werden von Hinterlegungsstellen und Hinterlegungskassen
wahrgenommen.

(2) Die Aufgaben der Hinterlegungsstellen werden den Amtsgerichten tbertragen.
2)

(3) Die Aufgaben der Hinterlegungskassen werden der Landeshauptkasse<’ ibertragen.

FuRnoten

2)  geé&ndert z. Anpassung an d. bremische Zusténdigkeitsregelung
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§2

Die Geschafte der Hinterlegungsstelle werden von einem Zeitpunkt ab, den der Senator
far Justiz und Verfassungg_) bestimmt, von dem Urkundsbeamten der Geschaftsstelle

Wahrgenommen.‘i) Der Urkundsbeamte der Geschéftsstelle soll Angelegenheiten von
rechtlicher Schwierigkeit dem Richter zur Entscheidung vorlegen.

FuRnoten

3)  uberholte Zustandigkeit ersetzt

4} ein Teil d. Geschafte d. Hinterlegungsstelle ist bereits (ibertragen; vgl. hierzu § 3 d. AV
d. RIM v. 15.3.1937 DJ S. 426 i. V. m. Verfugung d. Prasidenten.d.Hans. OLG
Hamburg v. 9.4.1937 (nicht veroffentlicht)

§3°)

(1) Beschwerden gegen die Entscheidungen der Hinterlegungsstellen werden im
Aufsichtsweg erledigt. Wird die Anderung einer Entscheidung des Urkundsbeamten der
Geschéftsstelle verlangt, so entscheidet, wenn dieser dem Verlangen nicht entspricht, der
Richter; die Beschwerde ist erst gegen die Entscheidung des Richters gegeben.

(2) Uber die Beschwerde entscheidet derdtand- oder Amtsgerichtsprasident, dem die
Dienstaufsicht zusteht.

(3) Gegen die Entscheidung des'Landgeriechtsprasidenten (Amtsgerichtsprasidenten) ist
die weitere Beschwerde an den Oberlandesgerichtsprasidenten zulassig.

(4) Die Entscheidung des Oberlandesgerichtsprasidenten kann im Aufsichtsweg nicht
angefochten werden.

(5) Ist durch die Entscheidung.des Oberlandesgerichtsprasidenten ein Antrag auf
Herausgabe abgelehnt worden, so kann gegen das Land Klage auf Herausgabe im
ordentlichen Rechtsweg erhoben werden. Fir die Klage ist ohne Riicksicht auf den Wert
des Streitgegenstandes das Landgericht zustandig.

FuRnoten

5 §3Abs.3-5u. § 9Abs. 1 geandert durch § 58 d. G v. 27.9.1944 RGBI. | 229. Durch
Art. 6 d. G v. 12.9.1950 BGBI. S. 455 wurde d. alte Fassung wiederhergestellt u. in 8
3 Abs. 5 ,Reich® in ,Land“ ge&ndert. Diese Fassung wurde aufgenommen
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§4

Die Hinterlegungsstelle kann eine bei ihr anhangige Sache aus wichtigen Griinden an eine
andere Hinterlegungsstelle abgeben, wenn diese zur Ubernahme bereit ist. Einigen sich
die Stellen nicht, so entscheidet die gemeinschaftliche Aufsichtsbehdrde.

Zweiter Abschnitt
Annahme

§5

Zur Hinterlegung werden Geld, Wertpapiere und sonstige Urkunden sowie Kostbarkeiten
angenommen.

§6

Die Annahme zur Hinterlegung bedarf einer Verfigung der Hinterlegungsstelle. Die
Verfiigung ergeht:

1. auf Antrag des Hinterlegers, wenn er die Tatsachen angibt, welche die Hinterlegung
rechtfertigen, oder wenn er nachweist, daf3 er durch Entscheidung oder Anordnung
der zustandigen Behorde zur Hinterlegung fur berechtigt oder verpflichtet erklart ist,

2. auf Ersuchen der zustandigen Behorde.

Dritter Abschnitt
Verwaltung der Hinterlegungsmasse

8§87

(1) Gesetzliche und gesetzlich zugelassene Zahlungsmittel gehen in das Eigentum des
Reichs® tiber.

(2) Andere Zahlungsmittel werden unveréandert aufbewahrt. Sie kbnnen mit Zustimmung

der Beteiligten in gesetzliche oder gesetzlich zugelassene Zahlungsmittel umgewechselt

werden. Der Reinerlés geht in das Eigentum des Reichs®) tiber.

FuRnoten

6)  and. Stelle d. Reichs ist insoweit d. Land Bremen getreten
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§87)

Geld, das in das Eigentum des Staates Ubergegangen ist, wird nach folgenden
Bestimmungen verzinst:

1. Die Verzinsung beginnt drei Monate nach Ablauf des Monats, in dem der Betrag
eingezahlt worden ist; sie endigt mit dem Ablauf des Monats, der dem Tage der
Auszahlungsverfuigung vorhergeht.

2. Der Zinssatz betragt 1 vom Tausend monatlich.

3. Die Zinsen werden jeweils mit dem Ablauf des Kalenderjahres eder, wenn das Geld
vorher herausgegeben wird, mit der Herausgabe féllig.

4. Betrage unter 100 Deutsche Mark und Zinsen werden nicht verzinst. Betrage, die 100
Deutsche Mark Ubersteigen, werden bei der Zinsberechnung jeweils auf volle 100
Deutsche Mark nach unten abgerundet.

FuBBnoten
) i.d.F d.Gv.3.7.1956 SaBremR 300=e-1
§9

(1) Wertpapiere und sonstige Urkunden,sowie Kostbarkeiten werden unverandert

aufbewahrt.”)

(2) Die Hinterlegungsstelle,ist bereehtigt, durch einen Sachverstandigen den Wert von
Kostbarkeiten abschéatzen oderihre Beschaffenheit feststellen zu lassen. Die Kosten tragt
der Hinterleger.

FuRnoten

5  §3Abs.3-5u. § 9Abs. 1 geandert durch § 58 d. G v. 27.9.1944 RGBI. | 229. Durch
Art. 6 d. G v. 12.9.1950 BGBI. S. 455 wurde d. alte Fassung wiederhergestellt u. in 8
3 Abs. 5 ,Reich® in ,Land“ ge&ndert. Diese Fassung wurde aufgenommen

§10
(1) Wahrend der Hinterlegung werden folgende Geschéfte besorgt:

1.
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Die Einlésung von Wertpapieren, die ausgelost, gekiindigt oder aus einem anderen
Grunde fallig sind, sowie der Umtausch, die Abstempelung oder dergleichen bei
Wertpapieren, die hierzu aufgerufen sind; ist die Einldsung neben anderen
Mdoglichkeiten vorgesehen, so wird die Einlésung besorgt; ist ein Spitzenbetrag
vorhanden, dessen Umtausch oder dergleichen nicht moglich ist, so kann die
Hinterlegungsstelle seine bestmdgliche Verwertung anordnen;

2. die Einlosung falliger Zins- und Gewinnanteilscheine;

3. die Beschaffung von neuen Zins- und Gewinnanteilscheinen sowie von
Erneuerungsscheinen dazu.

Ist die Besorgung eines Geschéfts nach Nr. 1 oder Nr. 2 bei auslandischen Wertpapieren
mit unverhaltnisméaiigen Schwierigkeiten oder Kosten verbunden,.so kann die
Hinterlegungsstelle statt dessen die bestmdgliche Verwertung anordnen.

(2) Die bezeichneten Geschafte werden jedoch nur besorgt:

1. wenn die Notwendigkeit zu ihrer Vornahme aus dem Bundesanzeigerg_) oder der

vom Reichsminister der Justiz bestimmten Verlosungstabelle hervorgeht oder

2. wenn die Notwendigkeit zu ihrer Vornahme aus den Wertpapieren selbst hervorgeht
oder

3. wenn ein Beteiligter die Vornahme eines dieser Geschéfte beantragt und die
Voraussetzungen fur die Vornahme dargetan hat.

Die Hinterlegungsstelle kann.gleichwohl anordnen, daf3 die Besorgung der Geschéfte
unterbleibt, wenn besondere Bedenken entgegenstehen; in diesem Fall hat sie die
Personen, die zur Zeit der Anordnung an der Hinterlegung beteiligt sind, hiervon alsbald zu
benachrichtigen, soweit dies ohne unverhaltnismafige Schwierigkeiten moglich ist.

(3) Die Hinterlegungsstelle kann auf Antrag eines Beteliligten

1. einevon Abs. 1 abweichende Regelung treffen,

2. anordnen, dalR bei Wertpapieren weitere Geschéafte besorgt werden, wenn ein
besonderes Bedurfnis hierflr hervorgetreten ist,

3. anordnen, dal3 hinterlegtes Geld zum Ankauf von Wertpapieren verwendet wird.
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Sie hat vorher die tUbrigen Beteiligten zu horen, soweit dies ohne unverhaltnismaRige
Schwierigkeiten moglich ist.

FuBnoten
8)  Deutscher Reichsanzeiger* ersetzt
§11

Ist zur Befreiung eines Schuldners von seiner Verbindlichkeit hinterlegt, so soll die
Hinterlegungsstelle den Schuldner unter Bezugnahme auf § 382 des Burgerlichen
Gesetzbuchs zu dem Nachweis auffordern, daR und wann der Glaubiger die im § 374 Abs.
2 des Biirgerlichen Gesetzbuchs vorgeschriebene Anzeige von.der Hinterlegung
empfangen hat. Fuhrt der Schuldner den Nachweis nicht innerhalb von drei Monaten nach
der Aufforderung, so ist die Hinterlegungsstelle ermachtigt,din seinem Namen und auf
seine Kosten dem Glaubiger die Anzeige zu machen; die Aufforderung muf3 einen Hinweis
auf diese Rechtsfolge enthalten.

Vierter Abschnitt
Herausgabe

§12

Die Herausgabe bedarf einer Verfigung der Hinterlegungsstelle.

8§13

(1) Die Verfigung ergeht auf Antragywenn die Berechtigung des Empfangers
nachgewiesen ist.

(2) Der Nachweis ist namentlichals-gefiihrt anzusehen:

1. wenn die Beteiligten die Herausgabe an den Empfanger schriftlich oder zur
Niederschrift der Hinterlegungsstelle, eines Gerichts oder eines Urkundsbeamten der
Geschéftsstelle bewilligt oder seine Empfangsberechtigung in gleicher Weise
anerkannt haben;

2. wenn die Berechtigung des Empfangers durch rechtskréaftige Entscheidung mit
Wirkung gegen die Beteiligten oder gegen das Land? festgestellt ist.

Aus einem nachher entstandenen Grunde kann auch in diesen Fallen die Berechtigung
beanstandet werden.

Seite 6 von 18



FuBnoten
9  Reich“ ersetzt
§14

(1) Ist die fur den Nachweis der Empfangsberechtigung wesentliche Erklarung eines
Beteiligten schriftlich abgegeben, so kann die Hinterlegungsstelle verlangen, dal? die
Echtheit der Unterschrift durch eine zur Fuhrung eines 6ffentlichen Siegels berechtigte
Person unter Beidriickung ihres Siegels oder Stempels bescheinigt wird; sie kann auch
verlangen, dal3 die Unterschrift 6ffentlich beglaubigt wird.

(2) Das gleiche gilt, wenn eine Volimachtsurkunde eingereicht wird.

§15

(1) Die Verfugung ergeht ferner, wenn die zustandige Behorde um Herausgabe an sie
selbst oder an eine von ihr bezeichnete Stelle oder Person ersucht. Geht das Ersuchen
von einer obersten Reichsbehb6rde oder von einer ihr unmittelbar unterstellten héheren
Reichsbehérde aus, so ist deren Zustandigkeit.von der Hinterlegungsstelle nicht zu prifen.
Das gleiche gilt, wenn das Ersuchen von einem Gericht des Reichs ausgeht.

(2) Ergibt sich gegen die Berechtigung des Empféangers ein Bedenken, das die
ersuchende Behorde nicht bertcksichtigt hat, so ist es ihr mitzuteilen; die Verfiigung ist
auszusetzen. Halt die Behorde ihr Ersuchen«gleichwohl aufrecht, so ist ihm stattzugeben.

8§16

(1) Ist ein Antrag auf Herausgabe gestellt, so kann die Hinterlegungsstelle Beteiligten,
welche die Herausgabe nicht bewilligt, auch die Empfangsberechtigung nicht anerkannt
haben, eine Frist von mindestens zwei Wochen setzen, binnen deren sie ihr die Erhebung
der Klage wegen ihrer Anspriiche nachzuweisen haben. Sie soll jedoch von dieser
Maglichkeit nur Gebrauch machen, wenn es unbillig wéare, von dem Antragsteller weitere
Nachweise zu verlangen.

(2) Die Bestimmung der Frist ist dem, der die Herausgabe beantragt hat, und den
Personen, an die sie sich richtet, nach den Vorschriften der ZivilprozeRordnung tber die
Zustellung von Amts wegen bekanntzugeben. Sie unterliegt der Beschwerde, die binnen
zwei Wochen seit dem Zeitpunkt der Zustellung bei der Hinterlegungsstelle oder dem
Landgerichtsprasidenten (Amtsgerichtsprasidenten) einzulegen ist. Die Hinterlegungsstelle
hat die Beschwerde dem Landgerichtsprasidenten (Amtsgerichtsprasidenten) vorzulegen;
zu einer Anderung ihrer Entscheidung ist sie nicht befugt.
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(3) Die Entscheidung des Landgerichtsprasidenten (Amtsgerichtsprasidenten) ist nach
Abs. 2 Satz 1 bekanntzugeben. Eine weitere Beschwerde ist nicht zulassig.

(4) Eine verspatet eingelegte Beschwerde kann, solange noch nicht herausgegeben ist,
von dem Landgerichtsprasidenten (Amtsgerichtsprasidenten) zugelassen werden.

(5) Die Frist nach Abs. 1 beginnt mit der Rechtskraft der sie bestimmenden Verfigung.
Nach Ablauf dieser Frist gilt die Herausgabe als bewilligt, wenn nicht inzwischen der
Hinterlegungsstelle die Erhebung der Klage nachgewiesen ist.

§17

Das Land? ist nicht verpflichtet, die Hinterlegungsmasse an‘einem anderen Ort als dem
Sitz der Hinterlegungsstelle herauszugeben.

FuBnoten
9  Reich“ ersetzt
§18

Nach der Herausgabe kann das Reich nur auf Grund.der Vorschriften tUber die Haftung fir
Amtspflichtverletzungen der Justizbeamten in Anspruch genommen werden.

Funfter Abschnitt
Erléschen des Anspruchs auf Herausgabe

§19

(1) In den Fallen des § 382, des § 1171 Abs. 3 und des § 1269 Satz 319 des Biirgerlichen
Gesetzbuchs erlischt der Anspruch auf Herausgabe mit dem Ablauf von einunddreifl3ig

Jahren, wenn nicht zu diesem Zeitpunkt ein begriindeter Antrag auf Herausgabe vorliegt.
(2) Die einunddreif3igjahrige Frist beginnt:

1. im Fall des § 382 mit dem Zeitpunkt, in dem der Glaubiger die Anzeige von der
Hinterlegung empfangen hat, oder, falls die Anzeige untunlich war und deshalb
unterblieben ist, mit der Hinterlegung;

2. inden Fallen des § 1171 Abs. 3 und des § 1269 Satz 3'%) mit dem ErlaR des Urteils,
durch das der Glaubiger mit seinem Recht ausgeschlossen ist; das Gericht hat das

AusschlufBurteil der Hinterlegungsstelle mitzuteilen.
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FuRnoten

10) jetzt § 67 Abs. 3 d. G (iber Rechte an eingetragenen Schiffen u. Schiffsbauwerken v.
15.11.1940 RGBI. | 1499

§20

In den Fallen des § 117 Abs. 2 und der 88 120, 121, 124, 126 des Gesetzes uber die
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung erlischt der Anspruch auf Herausgabe
mit dem Ablauf von einunddreif3ig Jahren, wenn nicht zu diesem Zeitpunkt ein begrindeter
Antrag auf Herausgabe vorliegt. Die Frist beginnt mit der Hinterlegung, in den Fallen der
8§ 120, 121 mit dem Zeitpunkt, in dem die Bedingung eingetreten ist, unter der hinterlegt
ist. Kann der Eintritt der Bedingung nicht ermittelt werden, sobeginnt die Frist mit dem
Ablauf von zehn Jahren seit der Hinterlegung oder, wenn dié Bedingung erst in einem
spateren Zeitpunkt eintreten konnte, mit dem Ablauf von zehn Jahren seit diesem
Zeitpunkt.

§21

(1) In den Ubrigen Fallen erlischt der Anspruch auf Herausgabe mit dem Ablauf von dreif3ig
Jahren nach der Hinterlegung, wenn nicht zu diesem Zeitpunkt ein begrindeter Antrag auf
Herausgabe vorliegt.

(2) Bei Hinterlegungen auf Grund der/§§4814, 1818 (8§ 1667, ...'Y) 1915) des
Burgerlichen Gesetzbuchs mussen aufderdem zwanzig Jahre seit dem Zeitpunkt
abgelaufen sein, in dem die elterliche Gewalt, die Vormundschaft oder Pflegschaft
beendigt ist. In den Fallen der Abwesenheitspflegschaft geniigt der Ablauf der im Abs. 1
bestimmten Frist.

(3) Bei Hinterlegungen_in:Stiftungssachen .12 findet Abs. 1 keine Anwendung, solange
der Reichsminister der Justiz nicht ein anderes bestimmt hat. 1_2)

FulRnoten

11)  ausgelassener § 1686 a. F. weggefallen durch Ersetzung d. §§ 1626-1698 durch Art.
1 Nr.22d. Gv. 18.6.1957 BGBI. | 609

12)  fiir Bremen gegenstandslos, da es keine Fideikommisse oder sonstige gebundene
Vermdgen im Sinne d. Art. 59 EGBGB gibt
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§ 22

Hat ein Beteiligter in den Féllen des § 21 innerhalb der Frist angezeigt und nachgewiesen,
dafl3 die Veranlassung zur Hinterlegung fortbesteht, so beginnt die Frist mit dem Zeitpunkt,
in dem die Anzeige eingegangen ist, von neuem.

§23

Mit dem Erléschen des Anspruchs auf Herausgabe verféllt die Hinterlegungsmasse dem
Reich.®)

FuRnoten
6)  and. Stelle d. Reichs ist insoweit d. Land Bremen getreten

Sechster Abschnitt
Kosten

§ 2413

(1) Bei der Hinterlegung von Wertpapieren, senstigen Urkunden, Kostbarkeiten und von
unverandert aufzubewahrenden Zahlungsmitteln(8 7 Abs. 2 Satz 1) wird eine Gebuhr
erhoben.

(2) Die Gebuhr betragt fur jede angefangenen sechs Monate:

1.  Dbei einer Hinterlegung von Anleihen oder Schatzanweisungen des Bundes®) oder der
Lander fur jede angefangenen eintausend Deutsche Mark des Werts 25 Deutsche

Pfennig;
2. bei einer Hinterlegungwvon anderen Wertpapieren, Kostbarkeiten und von

unverandert aufzubewahrenden Zahlungsmitteln fiir jede angefangenen eintausend
Deutsche Mark des\Werts,
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a) wenn auf Grund der §§ 1814, 1818 (§§ 1667, ...'Y 1915)

des Birgerlichen Gesetzbuchs hinterlegt ist, 25 Deutsche Pfennig,
b) wenn aus einem andern Grund hinterlegt ist, 50 Deutsche Pfennig,
handelt es sich jedoch um auslandische Wertpapiere, 75 Deutsche Pfennig;

bei einer Hinterlegung von sonstigen Urkunden fur jede Urkunde 20 Deutsche Pfennig.

Seite 11 von 18



(3) Sind Wertpapiere verschiedener Art hinterlegt, so wird die Gebuhr fir jede Art
besonders berechnet.

FuRnoten

9  Reich* ersetzt

11)  ausgelassener § 1686 a. F. weggefallen durch Ersetzung d. §§ 1626-1698 durch Art.
1 Nr.22d. Gv. 18.6.1957 BGBI. | 609

13) gem. §4d. G v. 11.3.1958 SaBremR 36-a-1 wird zu d. Gebiihren ein Zuschlag in
Hohe v. 20 % erhoben

§ 251%)
(1) Fur das Verfahren tber Beschwerden wird erhoben:

1. inden Féllen der Zuriickweisung
eine Gebuhr von 2 bis 200 Deutsche Mark,

2. inden Féllen der Zuriicknahme
eine Gebuhr von 50 Deutsche Pfennigbis 50 Deutsche Mark.

(2) Von der Erhebung der Gebihr kannaus Billigkeitsgriinden abgesehen werden.

(3) Die Gebuhr wird von der Stelle, die tber die Beschwerde zu entscheiden hat,
festgesetzt; von ihr werden auch,etwa entstandene Auslagen angesetzt.

FuRnoten

13) gem. §4d. G v. 11.3.1958 SaBremR 36-a-1 wird zu d. Gebiihren ein Zuschlag in
Hohe v. 20 % erhoben

8§ 26

Fur die Kosten in Hinterlegungssachen gelten die Vorschriften der §§ 2 bis 6, §§ 9 bis 12,
§ 13Abs. 1,88 14 bis 17, § 18 Abs. 2, § 24, § 25 Abs. 1 und 2, §§ 28, 138, § 139 Abs. 1

Nrn. 1, 2, 4 und 6, Abs. 2 und des § 140 der Kostenordnung sinngemal3 mit folgenden
Abweichungen:

1. Zur Zahlung der Kosten ist auch der Empfangsberechtigte, an den oder flir dessen
Rechnung die Herausgabe verfligt ist, sowie derjenige verpflichtet, in dessen
Interesse eine Behdrde um die Hinterlegung ersucht hat.
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10.

Die Kosten kénnen der Masse entnommen werden, soweit es sich um Geld handelt,
das in das Eigentum des Land? Ubergegangen ist.

Die Herausgabe hinterlegter Sachen kann von der Zahlung der Kosten abhéngig
gemacht werden.

Die Vorschriften in Nr. 1 bis Nr. 3 sind auf Kosten, die fur das Verfahren tber
Beschwerden erhoben werden, nur anzuwenden, soweit derjenige, dem die Kosten
dieses Verfahrens auferlegt sind, empfangsberechtigt ist.

Kosten sind nicht zu erheben oder, falls sie erhoben sind, zu erstatten, wenn auf
Grund des § 117 der Strafprozef3ordnung hinterlegt ist,'um einen Beschuldigten mit
der Untersuchungshaft zu verschonen, und der Beschuldigte rechtskraftig aul3er
Verfolgung gesetzt oder freigesprochen oder das Verfahren.gegen ihn eingestellt
wird; ist der Verfall der Sicherheit rechtskraftig ausgesprochen, so werden bereits
erhobene Kosten nicht erstattet.

Die Gebuhr des § 24 und Schreibgebiihren bleiben aul3er Ansatz, wenn auf Grund
der §§ 1814, 1818 (8§ 1667, ...1Y) 1915) des Biirgerlichen Gesetzbuchs hinterlegt ist
und es sich um eine minderjahrige, geisteskranke, geistesschwache oder
gebrechliche Person handelt, derenfeines Vermogen funftausend Deutsche Mark
nicht Gbersteigt.

Die Gebuhr des § 24 wird bel Urkunden spatestens am Schlusse des vierten
Rechnungsjahrs nach der Hinterlegung und weiter am Ende jedes vierten
Rechnungsjahrs fallig; das.gleiche gilt bei der Hinterlegung in den besonderen Féllen
der §§ 28, ...1%).

9)

Die Verjahrung des Anspruchs auf Zahlung der Kosten hindert das Land
Nr. 2 und Nr. 3 zu verfahren.

nicht, nach

Als Wert des Gegenstands gilt fir Wertpapiere mit Nennbetrag dieser; steht der
Nennbetrag zu dem Kurs- oder sonstigen Verkaufswert in einem auffalligen
MiRverhaltnis, so kann die Hinterlegungsstelle den Wert nach freiem Ermessen
festsetzen; bei Ablosungsanleihen mit Auslosungsscheinen und bei
Auslosungsscheinen allein gilt als Wert der Ruckzahlungsbetrag (ohne Zinsen); bei
Kostbarkeiten, die auf Grund des § 9 Abs. 2 abgeschétzt sind, gilt der dabei ermittelte
Betrag als Wert des Gegenstands.
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11.

Uber Erinnerungen gegen den Ansatz von Kosten bei der Hinterlegungsstelle
entscheidet die Hinterlegungsstelle gebihrenfrei. Gegen die Entscheidung der
Hinterlegungsstelle ist nur die Beschwerde an den Landgerichtsprasidenten
(Amtsgerichtsprasidenten) zuldssig; die Kosten bestimmen sich in diesem Fall nach §
25.

An baren Auslagen werden aul3er denim § 138, § 139 Abs. 1 Nrn. 1, 2, 4 und 6 und §
140 der Kostenordnung bezeichneten Betragen erhoben:

a) die Betrage, die bei der Umwechslung von Zahlungsmitteln nach 8 7 Abs. 2 oder
bei der Besorgung von Geschéaften nach 8§ 10 an Banken, oder andere Stellen zu
zahlen sind,;

b) die mit einer Auszahlung hinterlegter Gelder odermit.einer Herausgabe anderer
Sachen verbundenen Postgebuhren;

c) Schreibgebuhren fur Abschriften, die anzufertigen,sind, weil ein Antrag auf
Annahme nicht in der erforderlichen.Zahl von,Stiicken vorgelegt ist;

d) die Schreib- und Postgebuhren fiir die Anzeige nach 8§ 11 Satz 2.

FuRBnoten

9)

11)

14)

15)

16)

,Reich” ersetzt

ausgelassener § 1686 a: k. weggefallen durch Ersetzung d. 88 1626-1698 durch Art.
1 Nr.22d. Gv. 18.6.1957 BGBI. | 609

an Stelle d. angefithrten \Vorschriften gelten jetzt d. 88 2, 3, 5 bis 7, 88 10 bis 13, § 14
Abs. 1, 88 15 bis'18, 8 19 Abs. 2, § 30, 8 31 Abs. 1 u. 2, 8 130 Abs. 5, § 131 Abs. 5,
88 136, 137 Nrn. 1, 3, 5 u. 6 d; Kostenordnung i. d. F. v. 26.7.1957 BGBI. | 960, an
Stelle d. 8 139 Abs. 2 gilt 8 1 Abs. 1 Nr. 5 d. Justizbeitreibungsordnung v. 11.3.1937
RGBI. | 298, 88 28 u. 140 sind weggefallen

Auslassung gegenstandslos durch Wegfall d. § 29

an Stelle d. angefuhrten Vorschriften gelten jetzt d. 88 136, 137 Nrn. 1, 3, 5 u. 6 d.
Kostenordnung i. d. F. v. 26.7.1957 BGBI. |1 960; § 140 weggefallen
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Siebenter Abschnitt
Hinterlegung in besonderen Fillen

§ 27

(1) Fir die Hinterlegung von Wertpapieren in den Fallen der §8§ 1082, ...17, 1667, ...11),
1814, 1818, 1915, 2116 des Burgerlichen Gesetzbuchs sind neben den Amtsgerichten

auch die Staatsbanken Hinterlegungsstellen. Der Senator fiir Justiz und Verfassung?’_)
kann noch andere Kreditinstitute als Hinterlegungsstellen bestimmen.

(2) Auf die Hinterlegung bei einer Staatsbank oder einem anderen Kreditinstitut ist dieses
Gesetz nicht anzuwenden.

FuRnoten

3)  uberholte Zustandigkeit ersetzt

11)  ausgelassener § 1686 a. F. weggefallen durch Ersetzung'd. §§ 1626-1698 durch Art.
1 Nr.22d. Gv. 18.6.1957 BGBI. | 609

17) ~ Auslassung gegenstandslos durch Aufhébung d. bezogenen Vorschriften durch Art. 1
Nr.9u.15d. Gv. 18.6.1957 BGBI. | 609

8§28

In Fallen, in denen Gegenstéande, die zudem Vermoégen einer Stiftung gehoren, auf Grund
stiftungsrechtlicher Vorschriftem oder Anardnungen hinterlegt sind, ist zur Herausgabe die
Genehmigung der Aufsichtsbehérde der Stiftung erforderlich; zur Herausgabe von
Ertragen bedarf es dieser Genehmigung nicht. Die Aufsichtsbehérde der Stiftung kann
etwas anderes bestimmen,

§ 292
FulRnoten

12)  fiir Bremen gegenstandslos, da es keine Fideikommisse oder sonstige gebundene
Vermoégen im Sinne d. Art. 59 EGBGB gibt

§30

18)

(1) In den Fallen der 88 28 ...15) sind neben den Amtsgerichten die Bundesbank-®’/ und

die Staatsbanken Hinterlegungsstellen.
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(2) Bei der Bundesbank!® oder einer Staatsbank kann auch dann hinterlegt werden,

wenn nach den bisherigen stiftungs- ...}2) rechtlichen Vorschriften oder Anordnungen bei
Gericht zu hinterlegen ist.

(3) Auf die Hinterlegung bei der Bundesbank!® oder einer Staatsbank ist dieses Gesetz
mit Ausnahme der 88 28 1_5) nicht anzuwenden.

FuRnoten

12)  fiir Bremen gegenstandslos, da es keine Fideikommisse oder sonstige gebundene
Vermdgen im Sinne d. Art. 59 EGBGB gibt

15)  Auslassung gegenstandslos durch Wegfall d. § 29
18)  Reichsbank" ersetzt

1_8) ,Reichsbank” ersetzt

_ Achter Abschnitt
Ubergangsbestimmungen

§31

Der Senator fiir Justiz und Verfassung3_) kann.in besonderen Fallen eine von der
Vorschrift des 8 1 Abs. 3 abweichende Regelung treffen.

FuBnoten
3} (iberholte Zustandigkeit.ersetzt

§32

Der Senator fiir Justiz und VerfassungS_) kann, auch solange die Bestimmung aus § 2
noch nicht getroffen ist, anordnen, dal3 Geschéafte der Hinterlegungsstelle durch den
Urkundsbeamten der Geschaftsstelle wahrgenommen werden.

FuBBnoten
3} (iberholte Zustandigkeit ersetzt
§33

Soweit andere Kreditinstitute als die Staatsbanken bei Inkrafttreten dieses Gesetzes als
Hinterlegungsstellen fiir die Hinterlegung von Wertpapieren in den Fallen der 8§ 1082, ...
17) 1667, .1V 1814, 1818, 1915 oder 2116 des Burgerlichen Gesetzbuchs bestellt sind,
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behalt es hierbei ...19) sein Bewenden mit der Mal3gabe, dal3 die Kreditinstitute
Hinterlegungsstellen fir alle Falle dieser Art sind.

88 34 bis 3729

FuRnoten

11)  ausgelassener § 1686 a. F. weggefallen durch Ersetzung d. §§ 1626-1698 durch Art.
1 Nr.22d. Gv. 18.6.1957 BGBI. | 609

17) ~ Auslassung gegenstandslos durch Aufhebung d. bezogenen Vorschriften durch Art. 1
Nr.9 u. 15d. G v. 18.6.1957 BGBI. | 609

20)  yiberholte Ubergangsvorschriften
§§ 34 bis 3720
FuBBnoten

20)  {iberholte Ubergangsvorschriften

Neunter Abschnitt
SchluBbestimmungen

§38
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April:1937 in Kraft.

(2) 2

FuBBnoten
21) - Aufhebungsvorschrift

§39

Der Reichsminister der Justiz22) wird ermachtigt, Vorschriften zur Durchfiihrung .23
dieses Gesetzes zu erlassen.

FuRnoten

22)  soweit d. Vorschriften Landesrecht geworden sind, ist d. Ermachtigung auf d. Senat
ubergegangen

23)  Erganzungserméchtigung gem. Art. 129 Abs. 3 GG erloschen

Seite 17 von 18






	Hinterlegungsordnung
	Fußnoten
	Erster AbschnittAllgemeine Bestimmungen
	§ 1
	Fußnoten
	§ 2
	Fußnoten
	§ 35)
	Fußnoten
	§ 4

	Zweiter AbschnittAnnahme
	§ 5
	§ 6

	Dritter AbschnittVerwaltung der Hinterlegungsmasse 
	§ 7
	Fußnoten
	§ 87)
	Fußnoten
	§ 9
	Fußnoten
	§ 10
	Fußnoten
	§ 11

	Vierter AbschnittHerausgabe
	§ 12
	§ 13
	Fußnoten
	§ 14
	§ 15
	§ 16
	§ 17
	Fußnoten
	§ 18

	Fünfter AbschnittErlöschen des Anspruchs auf Herausgabe 
	§ 19
	Fußnoten
	§ 20
	§ 21
	Fußnoten
	§ 22
	§ 23
	Fußnoten

	Sechster AbschnittKosten
	§ 2413)
	Fußnoten
	§ 2513)
	Fußnoten
	§ 26
	Fußnoten

	Siebenter AbschnittHinterlegung in besonderen Fällen 
	§ 27
	Fußnoten
	§ 28
	§ 2912)
	Fußnoten
	§ 30
	Fußnoten

	Achter AbschnittÜbergangsbestimmungen
	§ 31
	Fußnoten
	§ 32
	Fußnoten
	§ 33
	Fußnoten
	§§ 34 bis 3720)
	Fußnoten

	Neunter AbschnittSchlußbestimmungen
	§ 38
	Fußnoten
	§ 39
	Fußnoten



